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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Gesundheit und Pflege 

1. Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 18/4201 

für ein Bayerisches Landarztgesetz 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, Tanja Schorer-Dre-
mel, Barbara Becker u.a. CSU, 
Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, Susann Enders u.a. und Frak-
tion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 18/4505 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung für ein Bayerisches Landarztgesetz 
(Drs. 18/4201) 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  mit der Maßgabe, dass folgende Änderungen durchgeführt wer-
den: 

 
1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst:  

„Bayerisches Land- und Amtsarztgesetz 

(BayLArztG)“ 

2. Dem Art. 1 wird folgende Überschrift vorangestellt:  

„Teil 1 

Landarztquote“ 

3. Nach Art. 3 wird folgender Teil 2 eingefügt: 

„Teil 2 

Quote für den öffentlichen Gesundheitsdienst 

 

Art. 4 

Zulassung zum Medizinstudium 

(1) 1Soweit zur Deckung des besonderen öffentlichen Bedarfs im öffentli-
chen Gesundheitsdienst in Bayern Studienplätze im Studiengang Medizin im 
Rahmen der Vorabquote nach Art. 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Staatsvertrages 
über die Hochschulzulassung zur Verfügung stehen, werden Bewerberinnen 
und Bewerber nach Maßgabe von Art. 5 zugelassen, wenn sie sich durch den 
Abschluss eines öffentlich-rechtlichen Vertrages dem Freistaat Bayern gegen-
über verpflichtet haben, 
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1. unverzüglich nach erfolgreichem Abschluss des Studiums und einer 
ärztlichen Berufserfahrung von 18 Monaten eine Tätigkeit im öffentli-
chen Gesundheitsdienst in Bayern aufzunehmen und dort die Weiter-
bildung im Fachgebiet öffentliches Gesundheitswesen zu durchlaufen 
und 

2. nach erfolgreichem Abschluss der Weiterbildung nach Nr. 1 für mindes-
tens weitere zehn Jahre hauptberuflich im öffentlichen Gesundheits-
dienst in Bayern tätig zu bleiben. 

2Der besondere öffentliche Bedarf im öffentlichen Gesundheitsdienst wird vom 
Staatsministerium für Gesundheit und Pflege unter Zugrundelegung des alters-
bedingt zu erwartenden Ausscheidens von Amtsärztinnen und Amtsärzten 
durch Allgemeinverfügung festgestellt. 

(2) Das Landesamt kann im Einvernehmen mit dem Staatsministerium für 
Gesundheit und Pflege 

1. statt der Verpflichtung nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 zulassen, dass unver-
züglich nach erfolgreichem Abschluss des Studiums eine Weiterbildung 
als Facharzt für Psychiatrie und Psychotherapie oder als Facharzt für 
Rechtsmedizin in Bayern durchlaufen wird, und 

2. auf die Verpflichtung nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Zeiten anrechnen, in 
denen nach erfolgreichem Abschluss dieser Weiterbildung eine haupt-
berufliche Tätigkeit im gerichtsärztlichen Dienst ausgeübt wird. 

(3) Art. 2 gilt entsprechend. 

Art. 5 

Bewerbungs- und Auswahlverfahren 

Art. 3 gilt mit der Maßgabe, dass im Rahmen des Auswahlgesprächs nach 
Art. 3 Abs. 3 die Eignung auch im Hinblick auf die Tätigkeit im öffentlichen Ge-
sundheitsdienst festgestellt wird.“ 

4. Nach Art. 5 wird folgende Überschrift eingefügt:  

„Teil 3 

Schlussbestimmungen“ 

5. Der bisherige Art. 4 wird Art. 6 und wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Satz 1. 

b) Folgender Satz 2 wird angefügt:  

„2Abweichend von Satz 1 treten Art. 4 und 5 am … (einsetzen: Tag ein 
Jahr nach Inkrafttreten gem. Satz 1) … in Kraft.“ 

Berichterstatter: Martin Mittag 
Mitberichterstatter: Dr. Dominik Spitzer 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für Gesundheit und Pflege federfüh-
rend zugewiesen. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen und 
der Ausschuss für Wissenschaft und Kunst haben den Gesetzentwurf mitbera-
ten. 
Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf endberaten. 
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2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzentwurf und den Änderungsan-
trag Drs. 18/4505 in seiner 20. Sitzung am 5. November 2019 beraten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/4505 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen mit der Maßgabe, dass der Klammerzusatz in der 
Überschrift wie folgt gefasst wird: 
„(BayLArztG)“.  
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefun-
den. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Gesetzentwurf 
und den Änderungsantrag Drs. 18/4505 in seiner 45. Sitzung am 13. Novem-
ber 2019 mitberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Ablehnung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses zu g e s t im m t .  
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/4505 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Ablehnung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses zu g e s t im m t .  
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefun-
den. 
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4. Der Ausschuss für Wissenschaft und Kunst hat den Gesetzentwurf und den 
Änderungsantrag Drs. 18/4505 in seiner 20. Sitzung am 13. November 2019 
mitberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Ablehnung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses zu g e s t im m t .  
 

Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/4505 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Ablehnung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses zu g e s t im m t .  
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefun-
den.  

5. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf und den Änderungsantrag Drs. 18/4505 in seiner 23. Sit-
zung am 28. November 2019 endberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Ablehnung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses zu g e s t im m t  
mit der Maßgabe, dass im neuen Art. 6 Satz 1 als Datum des Inkrafttretens 
der „1. Januar 2020“ und im neuen Art. 6 Satz 2 als Datum des Inkrafttretens 
der „1. Januar 2021“ eingefügt wird.  
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/4505 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Ablehnung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses zu g e s t im m t .  
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefun-
den. 

Bernhard Seidenath 
Vorsitzender 

 


